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Die schwedischen Parlamentswahlen im September 2014 hatten weitreichende politische 
Folgen. Das linke Bündnis hat keine eigene Mehrheit im Parlament und ist auf die Unter-
stützung der bürgerlichen Opposition angewiesen. Zu diesem Zwecke und um Neuwahlen 
zu verhindern, wurde das sogenannte Dezemberabkommen geschlossen. Dennoch tut sich 
die Regierung in vielen Fragen schwer, eine konsistente Linie zu finden. Dies gilt insbe-
sondere für die Außen- und Sicherheitspolitik, die im Schatten der fortdauernden Ukraine-
Krise vom Bestreben nach nationaler Sicherheit und dem schwedischen Spannungsverhält-
nis zur NATO zwischen Zusammenarbeit und Beitritt geprägt ist.

Innenpolitik

Die Wahlen zum schwedischen Parlament (Riksdag) am 15. September 2014 endeten mit 
einem knappen Sieg der linken Opposition.1 Die Sozialdemokraten unter Stefan Löfven 
konnten leichte Zugewinne verzeichnen und wurden mit Abstand stärkste Kraft. Sie erhiel-
ten  31,2  Prozent  der  Stimmen und 113  von 349  Reichstagsmandaten.  Die  regierende 
konservative Partei Moderaterna von Ministerpräsident Fredrik Reinfeldt verlor fast sie-
ben Prozentpunkte und erhielt nur noch 23,2 Prozent der Stimmen. Da seine kleineren 
bürgerlichen  Koalitionspartner  stagnierten,  erzielten  die  vier  Parteien  der  bürgerlichen 
Allianz zusammen weniger als 40 Prozent. Reinfeldt trat daraufhin als Regierungs- und 
Parteichef zurück. Allerdings war das linke Lager ebenfalls weit von einer eigenen Mehr-
heit entfernt, da die Linkspartei (5,7 Prozent) und die grüne Umweltpartei (6,8 Prozent) 
schlechte Resultate erzielten. Im Fall der Umweltpartei kam dies überraschend, hatte sie 
doch bei den Europawahlen einige Monate zuvor mit 15,7 Prozent ein Rekordergebnis 
eingefahren und war noch vor den Moderaten zweitstärkste Kraft geworden. Die rechtspo-
pulistischen Schwedendemokraten übertrafen die Erwartungen und erzielten mit 13 Pro-
zent und 49 Mandaten ihr bislang bestes Ergebnis. Damit verdreifachten sie fast die Zahl 
ihrer Parlamentssitze. Sowohl das linke wie auch das bürgerliche Lager hatten jedoch eine 
Zusammenarbeit mit Jimmie Åkessons Partei ausgeschlossen.

Die Sozialdemokraten einigten sich daraufhin mit den Grünen auf eine Minderheitsre-
gierung, die über gerade einmal 137 Sitze im Parlament verfügt. Löfven wurde mit den 
Stimmen der Regierungsparteien bei gleichzeitiger Enthaltung der Abgeordneten der vier 
Allianzparteien  zum Ministerpräsidenten gewählt.  Aufgrund zu großer  Unterschiede  in 
zentralen Fragen insbesondere im Sozial- und Gesundheitssektor ist die Linkspartei nicht 
Teil der formellen Koalition, unterstützt jedoch mit ihren 21 Mandaten grundsätzlich die 
Regierung. Dennoch ist die Regierung auf parlamentarische Unterstützung auch aus dem 
bürgerlichen Lager angewiesen. Da dieses die Kooperation anfangs in vielen Themenbe-
reichen verweigerte, war der Start der rot-grünen Minderheitsregierung äußerst holprig. 
Anfang  Dezember  scheiterte  sie  mit  ihrem  Budgetentwurf  im  Parlament.  Stattdessen 
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wurde der Entwurf der bürgerlichen Opposition mit den Stimmen der Schwedendemokra-
ten angenommen. Letztere hatten sich nicht wie üblich im zweiten Wahlgang der Stimme 
enthalten, nachdem ihr eigener Entwurf gescheitert war. Ministerpräsident Löfven kündig-
te  daraufhin Neuwahlen für  März  2015 an,  die  am 29.  Dezember  offiziell  ausgerufen 
werden sollten. Überraschend kooperierten daraufhin die Regierungs- und die bürgerlichen 
Parteien  und riefen  am 26.  Dezember  2014  das  Dezemberabkommen aus.  Darin  ver-
ständigten sie sich über eine generelle Stärkung der Befugnisse von Minderheitsregierun-
gen und über drei zentrale Bereiche der Zusammenarbeit: Renten-, Energie-/Klima- und 
Verteidigungspolitik. Künftig soll der Haushaltsplan einer Minderheitsregierung nicht ge-
kippt werden können. Dies soll durch Stimmenthaltung der unterstützenden Oppositions-
parteien sichergestellt werden.2 Damit waren vorzeitige Neuwahlen, die aufgrund schlech-
ter Umfragewerte außer den Schwedendemokraten keiner der Parteien gelegen gekommen 
wären,  abgewendet  und  die  Schwedendemokraten  isoliert.  Bislang hat  das  Abkommen 
gehalten.  Nachdem die  Regierung  bis  dahin  mit  dem Haushaltsplan  der  bürgerlichen 
Opposition regieren musste,  bekam sie im April 2015 ihren eigenen Nachtragshaushalt 
dank der Enthaltungen der meisten Abgeordneten der bürgerlichen Parteien problemlos 
durch das Parlament. Dieser Haushalt trägt stärkere rote und grüne Züge, wie beispiels-
weise im beschlossenen höheren Arbeitslosengeld zu erkennen ist.3

Ein wichtiges Thema im schwedischen Wahlkampf und in den darauffolgenden Mona-
ten war Migration. Schweden nimmt im EU-Vergleich pro Kopf die meisten Flüchtlinge, 
insbesondere aus Syrien, auf. Bislang gab es einen parteiübergreifenden Konsens über die 
Gewährung von Schutz für Asylsuchende. In den Augen vieler kommt die Aufnahmekapa-
zität des Landes jedoch an ihre Grenzen. Insbesondere die Schwedendemokraten sprechen 
sich daher für eine strikte Zuzugsbegrenzung aus. Auch in Teilen der bürgerlichen Parteien 
nimmt die Aufnahmebereitschaft ab. Intensive Bemühungen Schwedens auf der Ebene der 
Europäischen  Union  zur  gerechteren  Verteilung  auf  alle  Mitgliedsstaaten  sind  bislang 
erfolglos geblieben. Zuletzt hatte sich die Regierung zusammen mit Deutschland auf dem 
EU-Gipfel Ende Juni vergeblich für eine verbindliche Quote engagiert.4

Sicherheits- und Verteidigungspolitik

Im Dezemberabkommen wird die Bedeutung der blockübergreifenden Zusammenarbeit im 
Sicherheits- und Verteidigungsbereich vor dem Hintergrund einer verschlechterten Sicher-
heitslage explizit betont.  Die Regierung und die bürgerlichen Oppositionsparteien, Mo-
deraterna, Zentrumspartei und Christdemokraten, einigten sich daraufhin im April 2015 
auf einen Gesetzesvorschlag zur schwedischen Verteidigungspolitik von 2016 bis 2020.5 In 
den nächsten fünf Jahren soll das Verteidigungsbudget insgesamt um 10,2 Mrd. Schwedi-
sche Kronen erhöht werden. Außerdem ist die Wiedereinrichtung einer dauerhaften Mili-
tärpräsenz auf der Ostseeinsel Gotland ab 2018 vorgesehen. Gehäufte Abfangmissionen 
von russischen Kampfjets nahe des schwedischen Luftraums und die erfolglose Jagd nach 
einem „ausländischen“ Unterwasserboot im Stockholmer Schärengarten im Oktober 2014 
haben  die  politische  Debatte  klar  verändert:  Nach  Jahren  der  Beteiligung  an  inter-
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nationalen Krisenmissionen liegt der Fokus nun wieder deutlich auf der Landesverteidi-
gung. Über den besten Weg zur Sicherstellung dieses Zieles besteht jedoch kein block-
übergreifender Konsens. Die Opposition sieht hierfür die NATO grundsätzlich als attrakti-
ve  Option.  Sie  fordert  eine  Studie,  in  der  die  genauen  Voraussetzungen  für  eine 
schwedische Mitgliedschaft in der Militärallianz untersucht werden.6 Die Regierung lehnt 
diesen Schritt vehement ab. Die militärische Bündnisfreiheit hätte Schweden historisch gut 
gedient und garantiere außenpolitische Flexibilität.  Der Raum für Kompromisse ist bei 
diesen  konträren  Positionen  begrenzt.  Im  blockübergreifenden  Gesetzesvorschlag  wird 
zwar ein Expertenbericht über die Vor- und Nachteile der schwedischen Sicherheitskoope-
rationen und institutionellen Mitgliedschaften beauftragt. Paradoxerweise soll jedoch die 
Analyse ausdrücklich nicht die NATO-Frage bewerten. Grundsätzlich scheint die sicher-
heitspolitische Beweislast nun aber bei den Beitrittsgegnern zu liegen. Eine NATO-Mit-
gliedschaft ist somit nicht länger ein Tabu in der schwedischen Sicherheits- und Verteidi-
gungsdebatte.  Weniger kontrovers ist hingegen die engere militärische Kooperation mit 
Finnland als anderes Nicht-Mitglied der NATO in Nordeuropa. Beide Länder wollen die 
Zusammenarbeit verstärken, unter anderem durch den gegenseitigen Zugang zu Marine-
stützpunkten, gemeinsame Übungen zur Abwehr von U-Booten und sichere Kommunikati-
onsverbindungen.7 Auch wenn es (noch) keine Verteidigungsallianz aufgrund des fehlen-
den  Beistandsmechanismus  ist,  steht  die  finnisch-schwedische  Initiative  angesichts 
russischer  Aggressionen  stellvertretend  für  die  zunehmende  verteidigungspolitische 
Kooperation in ganz Nordeuropa.

EU-Politik und internationale Beziehungen

Am 1. Januar 2015 feierte Schweden das 20-jährige Jubiläum seines Beitritts zur Europäi-
schen Union. Öffentlichen Umfragen zufolge bewertet jeder zweite die Mitgliedschaft als 
positiv.8 Jedoch sind weiterhin 70 Prozent der Befragten gegen die Einführung des Euros. 
Insgesamt variiert die Wahrnehmung beträchtlich, wobei die Mitgliedschaft vor allem in 
den Bereichen Forschung/Bildung und wirtschaftliche Rahmenbedingungen als eindeutig 
positiv gesehen wird. Die Haltung der schwedischen Bevölkerung zur Europäischen Union 
könnte demnach als gereift beschrieben werden: Weniger steht ein generelles Dafür oder 
Dagegen im Vordergrund, sondern die Bewertung erfolgt differenzierter nach Politikberei-
chen. In den offiziellen Erklärungen zu Regierungsbeginn tauchte die Europäische Union 
auffallend selten auf. Es wurde bereits eine Verschiebung der außenpolitischen Prioritäten 
von Brüssel nach New York kritisiert, wo Schweden aktiv einen Sitz im Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen für 2017/18 anstrebt. Allerdings zeigt das schwedische Eintreten für 
die  Östliche  Partnerschaft  wie ernst  dem Land bestimmte  Themen auch innerhalb  der 
Europäischen Union sind.9 Mit dem Ukraine-Besuch von Außenministerin Margot Wall-
ström im November 2014 und der schnellen Ratifizierung der Assoziierungsabkommen 
mit Georgien, Moldawien und der Ukraine zeigt sich das Land wieder als treibende Kraft. 
Bei seinem Besuch in Kiew bekannte sich Ministerpräsident Löfven zudem explizit für 
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einen  EU-Aufnahmeprozess  für  die  Ukraine,  wenn  die  notwendigen  Voraussetzungen 
erfüllt sind. Schweden ist auch ein offener Verfechter der EU-Sanktionen gegenüber Russ-
land. Außenministerin Wallström übernahm die klare Rhetorik ihres Vorgängers Carl Bildt, 
als sie von Russland als „ernsthafte Bedrohung für Europas Frieden“ sprach.10 Gebrochen 
hat die rot-grüne Regierung hingegen mit der Nahost-Politik der Amtsvorgänger. Unmittel-
bar nach Antritt erkannte sie Palästina als unabhängigen Staat an. Außenministerin Wall-
ström zufolge wolle man damit die moderaten Kräfte auf palästinischer Seite stärken und 
auch innerhalb der Europäischen Union Führung übernehmen. In der Tat hatte nie zuvor 
ein größeres EU-Mitglied Palästina anerkannt. Israel reagierte mit scharfer Kritik und ließ 
einen geplanten Besuch von Wallström platzen.11 Demgegenüber wurde die Außenministe-
rin als Auszeichnung für die Anerkennung Palästinas im März zunächst zu einer Rede vor 
der Arabischen Liga eingeladen. Saudi-Arabien blockierte ihren Auftritt jedoch kurzfristig, 
offensichtlich in Anbetracht des geplanten Fokus’ auf Menschenrechte und Demokratie. In 
diesem Kontext  verlängerte  Schweden die  militärische  Kooperation  mit  Saudi-Arabien 
nicht.  31  führende  Wirtschaftsvertreter  zeigten  sich  daraufhin  in  einem offenen  Brief 
besorgt um Schwedens Vertrauenswürdigkeit als internationaler Handelspartner.12

Fazit und Ausblick

Schweden steht vor großen innen- wie auch außenpolitischen Herausforderungen. National 
hat die Polarisierung zwischen den Parteiblöcken zugenommen. Zwar hat das Dezember-
abkommen die Gegensätze vorerst überbrückt und die Zusammenarbeit gefördert. Jedoch 
ist dieses speziell an der Basis der bürgerlichen Parteien umstritten und als undemokra-
tisch verpönt. Der Druck auf die Parteiführungen für eine klare Haltung in Opposition zur 
linken Regierung könnte sogar noch steigen, je mehr die Unzufriedenheit mit der Politik 
der  Regierung  wachse.  Da  sich  die  beiden  Blockgrößen  im  Parlament  de  facto  neu-
tralisieren, können die Schwedendemokraten oft das Zünglein an der Waage spielen, was 
das Dezemberabkommen eigentlich verhindern sollte. Zudem bröckelt langsam die bishe-
rige Isolationshaltung gegenüber den Schwedendemokraten auf Seiten der bürgerlichen 
Oppositionsparteien. Die Regierung steht demnach weiterhin auf tönernen Füßen. Ihr Ge-
staltungsraum bleibt gering und ihr Kurs in vielen Fragen unklar. Dazu gehören auch die in 
der Breite kaum sichtbare EU-Politik und der sicherheitspolitische Zickzackkurs, wogegen 
die regionalen Spannungen mit Russland eine klarere Linie verlangen. Zudem hat sich die 
von Wallström ausgerufene „feministische“ Außenpolitik bislang häufig in einem klassi-
schen Dilemma verfangen: zwischen offen auf menschenrechtlichen Werten beharren und 
dezent wirtschaftliche Interessen verfolgen. Der doppelte Spagat in der Innen- und Außen-
politik wird der schwedischen Regierung somit weiterhin viel abverlangen.
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